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Einleitung

Bei allem Bemühen um Objektivität lässt sich nicht verleugnen, dass historische Forschung keine wertneutralen Ergebnisse erreichen kann. Betrachtet man ein wissenschaftliches Werk – wobei das Werk selbst, nicht sein Inhalt der Gegenstand sein soll - nach den traditionellen Suchkategorien der Rhetorik, wie sie Quintilian erstmals erstellte (loci a persona, loci a re, loci a tempora, loci a loco, loci a causa, loci a modo)
, 
so treten einige Einflussfaktoren deutlich zu Tage.

Auch wenn es der Wissenschaft nicht immer gefällt , so ist jeder Gelehrte ein Mensch mit Erfahrung - persönlicher, beruflicher und kultureller Natur (loci a persona). Die Perspektive eines Forschenden und Schreibenden wird immer von diesem Hintergrund abhängig sein. Und ebensowenig wie der Gelehrte sich in ein Stadium völliger Naivität, welches Wertneutralität voraussetzen würde, befördern kann, ist er in der Lage, sämtliche vorhandenen Quellen zu untersuchen.

Quellenarbeit meint immer die Bearbeitung einer Quellenauswahl (loci a re). So banal wie diese Feststellung anmutet, ist sie vielleicht eines der größten Probleme historischen Forschens. Jede nicht gesichtete Quelle kann ein Gegenbeleg für das Erarbeitete bedeuten, und jede Quellenauswahl ist im Prinzip ein Verzicht auf Objektivität.

Die Frage nach Zeit und Ort bezieht sich auf die Umstände, in denen ein Gelehrter sich beim Verfassen seines Werkes befand (loci a loco und loci a tempore). Die Hirnfoschung hat in den letzten Jahren einen entscheidenden Beitrag geleistet, um historische Gegenstände und Arbeiten in dieser Weise zu untersuchen.
 Es sollen hier nicht lokale Umstände wie das Zimmer, in dem geschrieben wurde, hinterfragt werden, aber es ist sicher sinnvoll, politische und soziale Bedingungen nachzuvollziehen, da sie das Denken und somit auch das Schaffen eines jeden Historikers mitbestimmen. Die Fragen wann? und wo? verlangen also zumindest nach einer Kenntnisnahme von Entstehungsjahr und –land.

Die Gründe des Forschens zu eruieren, ist in vielen Fällen sicher nicht möglich und soll auch nicht ermuntern, eine vorherrschende Zweckorientiertheit in der Geschichtswissenschaft zu entlarven, aber ganz pragmatische Hintergründe können das Gesicht eines Werkes prägen, die Form des Dokumentes ist dabei wohl die auffälligste (loci a causa). So muss bei einer Dissertation bedacht werden, dass der Untersuchungsgegenstand eventuell nicht selbst gewählt oder zumindest verändert wurde, das Forschungsgebiet des Doktorvaters demnach sehr aufschlussreich sein kann. Ein Handbuch wird möglicherweise aufgrund der Verständlichkeit weniger differenziert ausfallen, auch wenn oder gerade weil der Autor ein Kenner der Materie ist.

Die abschließende Betrachtung der Art und Weise (loci a modo), richtet den Blick gezielt auf den Ansatz. So kann eine Aufwertung des eigenen Faches und des behandelten Themas zu einer Abwertung anderer Disziplinen, Ansätze und Themengebiete führen, eine andere Methode bei der Quelleninterpretation neue Ergebnisse hervorbringen. 

Diese Fragen sollen in der vorliegenden Arbeit am Beispiel der Zwangsstaat-Diskussion zur Anwendung kommen. Im vergangenen Jahrhundert gab es einen wissenschaftlichen Disput, ob es sich beim spätrömischen Reich um einen Zwangsstaat gehandelt habe. Auch wenn schon im 19. Jahrhundert die Idee von einem Freiheitsverlust des Einzelnen in der Spätantike präsent war, so ist doch erst in den 1920er Jahren der Begriff "Zwangsstaat" aufgekommen und nach dem Zweiten Weltkrieg gängig geworden - und somit auch eine bestimmte Vorstellung vom spätrömischen Reich. In den 1980ern wurde zunehmend Kritik an dieser Formulierung und ihrem Inhalt ausgeübt, die in einem Schlagabtausch zwischen Rolf Rilinger und Alfred Heuß in der Zeitschrift Geschichte in Wissenschaft und Unterricht (GWU) ihren Höhepunkt fand
. Ob es Inhalt der Diskussion war, lediglich den Terminus abzulehnen oder ob die Beobachtungen, die zu der Bezeichnung „Zwangsstaat“ geführt haben, zu revidieren sind, kann nicht eindeutig festgestellt werden, da insbesondere bei Heuß’ Reaktion auf Rilinger
 sich Inhalts- und Begriffsebene immer wieder vermischen. Bei der Betrachtung der Forschungsmeinungen muss also darauf geachtet werden, ob es sich um eine neue Lesart der Quellen oder um eine andere Schlussfolgerung aus der gängigen Interpretation handelt.     

Der erste, rein deskriptive Teil dieser Arbeit versucht Entstehung, Verbreitung und Verwendung des Terminus „Zwangsstaat“ aufzuzeigen, zumindest die wichtigsten Vertreter, ebenso wie die Gegenseite, die den Begriff ablehnt. Schließlich soll, soweit dies möglich ist, geklärt werden, "was auch immer diese Vokabel heißen soll"
. Desweiteren einen historischen Abriss zu liefern ist innerhalb dieser Darstellung nicht möglich; wenn die Diskussion also an Detailfragen, z.B. an der Deutung einzelner Quellen zu einem Themenkomplex, geführt wird, kann die Argumentation nicht wiedergegeben werden. 

Das zweite Kapitel widmet sich dann den oben genannten Quintilianschen Kategorien. Wenngleich nicht die einzelnen Fragen nach Person, Sache etc. zur Anwendung kommen, so ergeben sich aus ihnen neue Themenkomplexe, die einen deutlichen Zusammenhang zwischen den Umständen, unter denen die Werke entstanden sind, und der jeweiligen Deutung des spätrömischen Reiches erkennen lassen.

Der dritte Teil enthält didaktische Überlegungen zur Umsetzung des Themas im Schulunterricht. Allerdings kann schon an dieser Stelle festgestellt werden, dass sich dieses Unterfangen als sehr schwierig erweisen würde. Denn die Inhalte des Lehrplans und die Stundenzahl, die für die Römische Geschichte vorgesehen ist, schaffen schlechte Bedingungen für die Thematik. Selbst wenn man von einem Geschichts-Leistungskurs ausginge, setzte eine Behandlung des Stoffes eine Behandlung des spätantiken Staates und der Methoden der Geschichtwissenschaft voraus. Beides kommt aber in der Schule für gewöhnlich nicht zur Sprache. Die angestellten Überlegungen gehen also von dem Ideal aus, das dies der Fall ist. 

I. Der Begriff "Zwangsstaat" und seine Verwendung

Von Kornemann bis Bringmann besteht in der althistorischen Forschung kein Zweifel darüber, dass sich das Römische Reich im 3. Jahrhundert in einer Krise befand. Am Vorabend der Herrschaft Diokletians – so heißt es - war sowohl die äußere als auch die innere Situation des Imperium Romanum kritisch. Germanenstämme, Goten und Hunnen bedrohten die Reichsgrenzen. Grenzgebiete mussten teilweise aufgegeben werden, auch einen Raubbau an Ressourcen musste das Reich ertragen. Zu den Kriegen belastete eine verstärkte Bürokratie den Fiskus. Die finanzielle Knappheit hatte eine zunehmende Geldentwertung zur Folge. Bereits seit Marc Aurel hatte der Denar immer mehr an Silbergehalt verloren, der folgende Preisanstieg nahm immer mehr zu, und so wurden die ebenfalls steigenden Steuerforderungen als starke Belastung empfunden. Nicht nur diese missliche Lage, auch die Herrschaft der Soldatenkaiser - so genannt, weil aus dem Heere stammend -, die mit Maximinus Thrax 235 begonnen hatte und 284 mit dem Herrschaftsantritt Diocletians beendet war, hatte dem Ansehen der kaiserlichen Herrschaft geschadet. Dass zudem das Christentum, und somit eine neue Weltanschauung, immer mehr Anhänger fand, wurde zunächst als Bedrohung empfunden.

Nicht nur dieses Urteil über das 3. Jahrhundert, auch Respekt vor der Leistung der Kaiser Diokletian und Konstantin ist allenthalben in der Forschung zu finden. Heuß bezeichnet die Errichtung des spätantiken Staates als „ungeheure Energieleistung“, was bei dem „düsteren Eindruck“, den er mache, gerechterweise zu betonen sei.
 Und Brandt bemerkt, dass "heute kein Zweifel mehr am genuin eigenen Charakter des spätrömischen Reiches [besteht], das im 4. Jahrhundert sogar eine neue Blüte erlebte."

Diokletian, so wird immer wieder betont, ist es gelungen, das Reich und Stellung des Kaisers zu sichern, in dem er die Tetrarchie einführte, also mit einem weiteren Augustus und zwei Caesaren regierte. Er gebot der Geldentwertung Einhalt - Konstantin konnte sie mit der Einführung des solidus sogar dauerhaft beenden – und er begann eine Reform des Heeres, die ebenfalls unter Konstantin vollendet wurde, und der Verwaltung. Mit diesen Maßnahmen und der Förderung des Prestiges, z.B. durch Bauten, verhalf er dem Kaisertum wieder zu Ruhm. Allerdings "Heer, Beamtentum, Verpflegung der Hauptstadt, endlich eine Bauwut sondergleichen, die Diokletian auch auf dem Gebiet der Luxusbauten auszeichnet, kosteten unendlich viel Geld."
 Das hatte nach Ernst Kornemann eine fiskalische Ausbeutung der Bürger zur Folge. "Das ehedem stolze Wort: ,ich bin ein römischer Bürger‛ (civis Romanus sum) bedeutete jetzt Arbeiter und Lastenträger sein im Dienste des Herrschers und seiner bürgerlichen Gehilfen".
 Berufszwang sorgte für soziale Immobilität. Diese habe

das alte Staatsbürgertum aufgelöst in eine Menge gegeneinander fest abgeschlossener Stände und Berufgenossenschaften, die zu bestimmten Sonderleistungen an den Staat verpflichtet aren. Es entstand der spätrömische Kasten- und Zwangsstaat, innerhalb desser der Bürger zum Lastenträger im engsten Kreise, an den er durch Geburt gebunden war, herabsank.
 

Unter dem christlichen Kaiser Konstantin siegte „der Zwangsstaat (...) schließlich auch über die Seelen und Gewissen der Menschen."
 Kornemanns Aussage über die Finanznot im spätrömischen Reich würde sicher bis heute die althistorische Forschung ausnahmslos zustimmen, seine Schlussfolgerungen aber, dass die Reformen Diokletians einen Zwangsstaat schufen, wird heute kritisiert. Ende der 1930er - als Kornemann die diokletianische Herrschaft so interpretierte - und in den folgenden Jahrzehnten folgten hingegen viele Historiker dieser Deutung. 

Als Schöpfer des Kompositums "Zwangsstaat" darf aber, laut Rilinger
, Hermann Aubin betrachtet werden. In einem Aufsatz aus dem Jahre 1921 befasst sich der Mediävist mit der Übernahme der römischen Kultur durch die Germanen im Rheinland. Eine der Hauptbedingungen für eine solche Kulturübernahme sei Niveaunähe, d.h. "die neuen Kulturträger dürfen (…) nicht zu tief unter den alten (…) stehen."
 Im Falle der Germanen und Römer sei dies insofern erfüllt, als das erstere in ihrem kulturellen Schaffen bis dato unterschätzt worden seien, das römische Reich hingegen in eine "verderbliche Erstarrung"
 verfallen war. In wenigen Sätzen schildert Aubin die wirtschaftliche und politische Situation im spätantiken Staat, welche Verarmung, Natural- statt Geldwirtschaft und Fesselung an Amt und Beruf gekennzeichnet habe. Der Gelehrte entschuldigt zwar die fehlende Erklärung der Ursachen, verzichtet aber an dieser Stelle wie selbstverständlich auf Quellen- oder Forschungsbelege, um das von ihm entworfene Bild des Lebens im spätrömischen Reich zu stützen. Lediglich jüngere archäologische Forschungsarbeiten über Glas- und Keramikfunde, welche die These eines kulturellen Abfalls bestätigten, werden erwähnt. Aus diesem Umstand lässt sich ableiten, dass Aubin an der Stelle die opinio communis seiner Zeit wiedergibt, die somit keiner Erklärung und Belege bedarf. Dieser Überlegung wird im zweiten Teil der Arbeit nachzugehen sein, zunächst sei nur das Zitat Aubins wiedergegeben, mit welchem er vielleicht den Sprachgebrauch der althistorischen Forschung für über ein halbes Jahrhundert prägte: "In solcher Luft eines Zwangsstaates kann die allgemeine Kultur nicht gedeihen."

Alfred Heuß’ sorgt mit der „Römischen Geschichte” für eine Verbreitung des Begriffes. Der Althistoriker aber setzt die Terminologie nicht wie Aubin als selbstverständlich ein, sondern liefert ähnlich Kornemann eine ausführliche Argumentation für die Charakterisierung des spätrömischen Reiches als “Zwangsstaat”. Auch Heuß betont die Reformen in Verwaltung und Militär. Der Regierungspluralismus, also die Tetrarchie, habe einen Verwaltungspluralismus zur Folge gehabt, der die Autonomie der Städte zunehmend vedrängt habe
. Neben der Verwaltung sei das zweite Standbein des spätantiken Staates das Heer gewesen, dessen "Niveau"
 nach den Reformen Diokletians und Konstantins zwar gesunken sei, aber im 4. Jahrhundert habe die Armee wieder eine wirkungsvolle Verteidigung dargestellt.
 Doch Heuß bemerkt auch andere Veränderungen: „Die Neuerung Diokletians bestand darin, daß er die Auspressung der Untertanen nicht mehr der Willkür und dem Zufall überließ, sondern sie methodisch festlegte".
 In der „Römischen Geschichte“ taucht nun das Kompositum „Zwangsstaat“ nicht nur im Text auf, es ist bereits in der Überschrift enthalten. Indem Heuß das neunte Kapitel seines Standardwerkes „Der Zusammenbruch des Reiches und seine Wiederaufrichtung durch den spätantiken Zwangsstaat“ betitelt, erscheint die Interpretation als Fakt. Und als selbiger wurde die Idee des Zwangsstaates wohl auch von vielen verstanden. Immerhin schreiben auch Hermann Bengtson und Friedrich Vittinghoff, die zur Zeit Heuß die beiden anderen der drei großen althistorischen Schulen West-Deutschlands begründeten, vom „Zwangsstaat“ - und dies bereits ohne Erklärung - als selbstverständliche Charakterisierung des spätrömischen Reiches.
 

Neben diesen althistorischen Größen sorgen die Rechtshistoriker für einen häufigen und selbstverständlichen Gebrauch des Begriffes. Detlef Liebs und Friedrich Wieacker seien hier als Beispiele genannt. Letzterer bemerkt in einem Lexikonartikel, dass aus der „diokletianisch-konstatinischen Ära (...) ein absolutistischer und bürokratischer Zwangsstaat (Dominat) hervorging“
 Und Liebs lässt unter dem Kapitel „der spätantike Zwangsstaat“ seine Studenten, für die er laut Vorwort sein Buch geschrieben hat, wissen: „Schließlich können sich die kurialen Bürger nicht einmal mehr durch Wegziehen aus der Vaterstadt (...) vor dem Zugriff des Staates retten.“
 

Franz Georg Maier veröffentlicht  1968 eine einerseits moderne Darstellung der Spätantike, in der er von der Verwandlung der Mittelmeerwelt schreibt und keine Zäsuren im Römischen Reich feststellt, so dass er eigentlich für eine Kontinutiät der Kaiserzeit argumentiert. Den Zwangsstaat aber vertritt er vehement und erweitert den Inhalt des Begriffs sogar. Rilinger stellt fest: 

Mit der zunehmenden Verbreitung des Wortes geht die Ausweitung des Bedeutungsgehaltes einher. (...) Maier (...) belegt dies, wenn er von dem neuen Staat sagt, daß er grundsätzlich Anspruch auf Reglementierung des gesamten Daseins erhoben habe.

Ähnliches geschieht auch bei der Habilitationschrift von Walter Langhammer aus dem Jahre 1969, die er 1973 publizierte. Er fasst den Begriff ähnlich weit und verstärkt das Bild mit einer sehr drastischen Sprache. Die ehemals autonomen Städte, die „das tragende Element des politischen, wirtschaftlichen und kulturellen Lebens im Imperium Romanum“
 gebildet haben, seien „zu vollkommen abhängigen, den Organen des spätantiken, seit Diocletian und Konstantin totalitären Staates unterworfen[en] Gebild[en]“
 geworden. 

Anders Jochen Bleicken nur wenige Jahre später. Auch er verwendet den Terminus „Zwangsstaat“, aber er präzisierte: „In ihm [dem spätantiken Staat, K.B.] bedeutet ,Zwang‘ eine aus faktischem Interesse durchgeführte Disziplinierung aller steuerpolitisch wichtigen Personenkreise.“
 Bleicken hat außerdem einer neuen Blickrichtung auf die Spätantike den Weg gewiesen, indem er die Kontinuität der römischen Kaiserzeit erarbeitet und somit das negative Bild des Dominats obsolet gemacht hat.
 

Auch wenn die Existenz des Zwangsstaates im politischen, wirtschaftlichen, sozialen und kulturellen Bereich angenommen wurde
, so kristallisieren sich doch drei Hauptargumente bei den Befürwortern dieser These heraus: (1) Es wird ein Kastenwesen festgestellt und soziale Immobilität, verursacht durch Berufszwänge; dabei beklagt Kornemann vor allem das Kolonat, also das Abhängigkeitsverhältnis der Bauern von Land und Pächter, Heuß eher die Zwänge für die Bürger. (2) Der Entzug der städtischen Autonomie sei ein deutliches Zeichen für den Zentralismus des Staates und (3) sein Fiskalismus hätte die Zwangslage der Dekurionen, also der Oberschicht, bewirkt.
In einem Aufsatz „Zur Entwicklung der städtischen Selbstverwaltung“ äußert Friedrich Vittinghoff erstmals „einige kritische Anmerkungen“
 - erstens zur These des Autonomieverlustes der Städte, zweitens zu den Zwangsleistungen, die das Leben der Dekurionen im spätrömischen Reich zunehmend erschwert haben sollen. Viele der kaiserlichen Regelungen, die den Eindruck der Kontrolle der städtischen Verwaltung erweckten, seien ganz im Gegenteil auf Bitten der Städte entstanden und hätten eine Schutz-, und keine Kontrollfunktion gehabt, so z.B. die Einrichtung des curator rei publicae, die nicht vom Kaiser eingesetzt worden seien, um die städtische Selbstverwaltung „auszuhöhlen“
, wie gelegentlich behauptet werde. Ähnlich verhalte es sich beim defensor plebis, später civitatis, dessen Amt von Valentian I. geschaffen wurde:

Seine Haupttätigkeit war es, Klagen und Beschwerden entgegenzunehmen und zu protokollieren, geringfügige Rechtsstreitigkeiten zu untersuchen, Steueranforderungen zu überprüfen, Ruhe und Ordnung zu schützen u.a.m. (...) Aber er war kein Staatskommissar, der von außen kommend den Staat in den Gemeinwesen repräsentierte.
  

Dass die Städte aber solche Organe forderten, sei eine Folge des Machtmissbrauches einiger Dekurionen gewesen. Deren Rechte und Pflichten änderten sich zwar im Laufe der Kaiserzeit in der Gestaltung, nicht aber im Prinzip. Munera-System, Ämtererblichkeit und Zwangsübernahme von Ämtern sind nach Vittinghoff keine Phänomene der Spätantike, sondern seit dem 1. Jahrhundert zu beobachten und logische Konsequenz der Institution der sog. Honoratiorenverwaltung. Noch bevor sich Vittinghoff zur Situation der Dekurionen im spätrömischen Reich selbst äußerte, hatte er einen Schüler zur Beschäftigung mit diesem angeregt.

So lautet der Titel der Dissertation von Hermann-Josef Horstkotte, die er 1978 in Köln vorlegte „Die Theorie vom spätrömischen ,Zwangsstaat‘ und das Problem der ,Steuerhaftung‘“. Darin behandelt der Autor eben diese von Vittinghoff angeführten Stichpunkte, wie die Zwangsrekrutierung der Dekurionen und ihre Verantwortlichkeit für Steuerschulden. Auf seine Argumentation kann an dieser Stelle nicht eingegangen werden, da dafür der Raum fehlt. Horstkotte schwächt mit seiner Arbeit aber auf jeden Fall ein Hauptargument der Zwangsstaat-Befürworter, indem er die Lage der Dekurionen als weniger ausweglos und vor allem als nicht zur vorhergehenden Kaiserzeit verändert darstellt.

Im Jahre 1984 bestreitet dann Alexander Demandt in „Der Fall Roms“ sukzessive die zahlreichen einseitigen Deutungen des spätrömischen Reiches, u.a. die als „Zwangsstaat“.
 
Rolf Rilinger, auch ein Vittinghoff-Schüler, versucht, in einem GWU-Beitrag von 1985
 der Frage nachzugehen, warum der Terminus überhaupt entstanden ist, und erklärt damit seine Gültigkeit geradezu als beendet. Mit diesem Aufsatz zieht Rilinger den bereits durch Demandt erregten Zorn Alfred Heuß‘ auf sich, der sich im folgenden Jahr an gleicher Stelle mit Unverständnis fragt: „Das spätantike Reich kein Zwangsstaat?“
 Der Gelehrte erklärt die lange Tradition der Idee, worauf im zweiten Kapitel zurückzukommen sein wird, und die Berechtigung des Terminus.  Heuß' Argumentation, warum er den Begriff für richtig hält, ist nachvollziehbar, weil er ihn ableitet von dem verstärkten Verwaltungsapparat. Dieses Kontrollorgan für die zur Zahlung verpflichteten Untertanen ist für ihn Anlass zu der Bezeichnung "Zwangsstaat", denn der Zwang werde vom Staat, von der Bürokratie ausgelöst.
 In seiner Beweisführung bestätigt er zwar seine Darstellung aus der "Römischen Geschichte", aber einen Kritikpunkt Horstkottes hat er dabei übersehen:

Wer die Feststellung [der Existenz des Zwangsstaates, K.B.] als ,rein sachliche‘ Abstraktion von der Wirklichkeit verstehen wollte, würde ihren eigentliche politisch-polemische Bedeutung verkennen und den Begriff damit um seine Interpretationskraft bringen.
 

In den jüngeren Darstellungen wird auf den Begriff „Zwangsstaat“ völlig verzichtet.
 Wie fest der Begriff aber verankert ist, zeigt sich darin, dass Bringmann in seiner 120-seitigen Einführung in die “Römische Geschichte” aus der Beck'schen Reihe Wissen eine Erklärung über das Aufkommen des Terminus und seine Widerlegung für notwendig erachet: „Das bürokratische System des spätrömischen Reiches hat in neuerer Zeit Begriff und Vorstellung eines spätantiken Zwangsstaates hervorgebracht.”

Als Zwischenergebnis kann an dieser Stelle festgehalten werden, dass über die politischen und sozialen Strukturen im spätrömischen Reich weitgehend Einigkeot herrscht, aber einige Beobachtungen können relativiert werden, wie in den Arbeiten von Vittinghoff und Horstkotte geschehen. Der Unterschied der Positionen liegt vor allem in der Interpretation. Den Gründen für die unterschiedlichen Deutungen soll nun, aufbauend auf Rilingers Aufsatz, im zweiten Teil der Arbeit nachgegangen werden. 

II. Versuch einer Erklärung für Verteidigung und Ablehnung des Begriffs

Indem die Fragen nach Biografie, Lebens- und Forschungssituation der Gelerhten, in der Einleitung ausgedrückt durch die Suchkategorien zur Textexegese nach Quintilian, auf die verschiedenen Arbeiten angewendet wurden, ergaben sich drei Einflussfaktoren auf die Arbeiten: Die Geisteshaltung des Autors; persönliche Vorbilder, wissenschaftliche Autoritäten und Lehrer; der Standort, wobei damit vor allem die Universität gemeint ist, sowie der wissenschaftlich Ansatz, die Methodik.   

1) Fehlende Neutralität des Subjekts  

1.1 Die Geisteshaltung

Demandt liefert 1989 in seinem Werk "Die Spätantike" einen Überblick über die Erklärungsversuche des Untergangs der Antike, nachdem er dies wenige Jahre zuvor in „Der Fall Roms" schon ausführlich getan hatte. Nun formuliert er überspitzt, aber treffend den Hintergrund für die veschiedenen Deutungen.

Die Erhebung einer einzelnen dieser Schattenseiten zur entscheidenden Schwäche resultiert (...) gewöhnlich aus einer privaten Sichtweise, die man bei genügend Personenkenntnis geradezu prognostizieren kann. In aller Regel kann man voraussagen, daß ein liberaler Autor den Zwangsstaat, ein marxistischer Autor den Klassenkampf, ein fortschrittsgläubiger Autor die Stagnation der technischen Entwicklung monieren wird.

Auch Horstkotte und Rilinger mit Bezug auf ersteren weisen darauf hin, dass der Liberalismus entscheidend das negative Bild des spätantikes Staates geprägt habe.
 Doch dieser Erklärungsansatz für die Entstehung, Verbreitung und sogar inhaltliche Veränderung des Begriffes "Zwangsstaat" ist für sich genommen zu einfach.

Die Geisteshaltung ist eine Facette der Person und mitbestimmt von loci a tempore und loci a loco. Herkunft, Erziehung und politische Situation bilden die Säulen der Attitüde. Ein deutliches Beispiel für die Erkennbarkeit der Geisteshaltung eines Autors ist die "Römische Geschichte" von Ernst Kornemann. Der Gelehrte gibt im Vorwort eine entscheidende Auskunft über seine Perspektive:

Das die Weltgeschichte immer neu formende Problem ,Führer‘ und Masse‛ erhält von nirgends auf Erden her so aufschlußreiche Winke wie aus der Geschichte Roms. Sie will daher immer wieder als ein großes Lehrbuch der politischen Weisheit von allen wirklich geschichtsbeflissenen Menschen aufgeschlagen sein und sollte die große Lehrmeisterin auch unseren politischen Lebens und Denkens werden.
 
Auch wenn aus heutiger Perspektive dem Verfasser dieser Worte aus dem Jahre 1938 Achtung gebührt und Kornemanns Ausführungen über den Zwangsstaat als mahnendes Beispiel für die verheerenden Auswirkungen einer Alleinherrschaft gelesen sicher moralisch beachtlich sind, so sind sie wissenschaftlich an eben diesem Punkt angreifbar. Denn es muss davon ausgegangen werden, dass das Leben unter der Diktatur Hitlers und dessen Politik auf die Bewertung der Politik der römischen Kaiser Einfluss genommen hat.

Hermann Aubin hat bei seinen Arbeiten die Idee des Zwangsstaates als Charakterisierung der Herrschaft im spätrömischen Reich sicher nicht vertreten, um vor einer möglichen Diktatur zu warnen. Er hat sogar mit zur wissenschaftlichen Fundierung der nationalsozialistischen Ideologie beigetragen. Burleigh hat in seiner Studie „Germany turns Eastwards“ Aubins Nähe zur NSDAP nachgewiesen.

1.2 Der Standort

Eine andere Spielart des loci a loco könnte bei Aubins Wahl des Terminus, der ihn ja, wie erwähnt, nicht erklärt, sondern nur ein einsetzt, eine Rolle gespielt haben: der Standort. Aubin lehrte nämlich an der Universität Breslau, ebenso wie Kornemann. Bei diesem wiederum studierte Helmut Berve, der spätere Lehrer Alfred Heuß'. Promoviert wurde Berve zwar 1921 von Walter Otto in München, doch ist es nicht auszuschließen, dass er in seinen Jahren bei Kornemann die Formulierung "Zwangsstaat" übernommen hat oder dass in Breslau der Terminus definiert und gängig war.

Möglicherweise war das Kompositum noch viel früher an der Universität entstanden oder zumindest in Umlauf gekommen, denn indirekt steht auch die Arbeit von Walter Langhammer in Verbindung mit Breslau. Sein Leipziger Lehrer, der als Papyrologe bekannt gewordene Wilhelm Schubart, hatte Langhammer zu dieser Themenwahl für seine Habilitationsschift angeregt, und auch Schubart war zeitweilig in Breslau. Er wurde dort 1900 von Ulrich Wilcken promoviert. Ob die Universität Breslau tatsächlich Geburtsort des Begriffes "Zwangsstaat" war, wird wohl nicht nachzuweisen sein. Und sicher hat Alfred Heuß recht, dass die Idee des zwangsausübenden Herrschers und Staates bereits vor der Durchsetzung des Ausdrucks international vertreten wurde
, aber es ist doch auffällig, dass viele der Gelehrten, welche die Karriere des Kompositums maßgebend unterstützt haben, entweder selbst Angehörige der Breslauer Universität waren oder indirekt mit dem Lehrkörper der Hochschule in Kontakt kamen
.

1.3 Persönliche Vorbilder, wissenschaftliche Autoritäten und Lehrer

Auf jeden Fall kann die von Rilinger behauptete Unabhängigkeit der Verwendung des Begriffes widerlegt werden
. Es ist deutlich zu erkennen, dass persönliche Vorbilder, wissenschaftliche Autoritäten und Lehrer Forschungsrichtung und Sprachgebrauch prägen. Bei Alfred Heuß sind drei Namen zu nennen, die sein Bild von der Spätantike wahrscheinlich geformt haben: Mommsen, Berve und Kornemann. Auch wenn Mommsen sich kaum mit dem spätrömischen Reich beschäftigt hat, so ist allein mit der Bezeichnung "Dominat" für die Herrschaftsform Konstantins ein Urteil über diese Zeit gefällt worden. Auch wenn sich Heuß von Mommsen zuweilen distanziert und mit ihm auch intensiv auseinandergesetzt hat
, so ist doch eine Orientierung an ihm und seinem Werk erkennbar. Im Vorwort zur Römischen Geschichte lässt Heuß seinen Leser wissen:

Das bedeutungsvolle oder anmutige ,Fabulieren’, die Verwendung von bunten Farben, das kunstvolle Dramatisieren der Ereignisse, all das, wozu der Historiker unter Umständen Neigung empfindet und was seinem Handwerk Reiz verleihen könnte, all das, wozu bei sachgemäßer und sachgebundener Verwendung möglicherweise auch eine gewisse Legitimität bestände, all dies mußte in diesem Rahmen unterbleiben und damit der Nachteil in Kauf genommen werden, daß anstatt eines Gemäldes her so etwas wie eine Zeichnung mit sparsamen Linien und Schattierungen enstand."

Mit dieser Bescheidenheit knüpft Heuß offensichtlich an die Tradition Mommsens an
. Es ist zu vermuten, dass er nicht nur formal, sondern auch inhaltlich in seinem Geiste schreibt. So kann Heuß‘ Bewertung des spätrömischen Reiches abgeleitet werden, nicht aber seine Verwendung des Begriffes "Zwangsstaat". Hier könnte Helmut Berve eine größere Rolle gespielt haben. Wenngleich Heuß einige Differenzen mit seinem Lehrer hatte
, die Übernahme eines zu diesem Zeitpunkt schon wie selbstverständlich benutzten Begriffes
 wäre nicht unwahrscheinlich. Außerdem wird Heuß Kornemanns "Römische Geschichte" rezipiert haben. Auch wenn er das Werk nicht gerade lobt
, so kann doch vermutet werden, dass Heuß den Begriff "Zwangsstaat" übernommen hat, da die Formulierung ihm ja, wie im ersten Kapitel erläutert, sehr treffend erscheint. Ein Zusammenhang zwischen Kornemann und Heuß ist also durchaus zu erkennen. Wie steht es aber mit einer unabhängigen Verwendung des Ausdrucks in den drei zeitlich parallelen althistorischen Schulen von Alfred Heuß, Hermann Bengtson und Friedrich Vittinghoff?

Eine Verbindung zwischen Heuß und Bengtson kann über Otto und über Kornemann gesehen werden. Auch Walter Otto mag das spätrömische Reich als "Zwangsstaat" bezeichnet haben, da dies aber nicht sein Arbeitsgebiet war und er daher nichts darüber veröffentlicht hat, muss dies bloße Vermutung bleiben. Zumindest war nicht nur Heuß' Lehrer Berve, sondern auch Bengtson Otto-Schüler. Vor allem aber hat Bengtson die "Römische Geschichte" von Ernst Kornemann bearbeitet und herausgegeben. Eine nicht nur begriffliche Beieinflussung von dieser Seite ist also naheliegend.

Vittinghoffs Vita weist zwar keine Schnittstellen mit denen der nahezu gleichaltrigen Althistoriker Heuß und Bengtson auf, doch zu dem Zeitpunkt, zu dem Vittinghoff noch den Begriff "Zwangsstaat" verwendet, stützt er sich in seiner Darstellung der politischen Situation in der Spätantike auf Heuß' "Römische Geschichte": In seinem Aufsatz "Zum geschichtlichen Selbstverständnis der Spätantike", der 1964 in der Historischen Zeitschrift (HZ) erschien, beschäftigt sich Vittinghoff mit einem geistesgeschichtlichen Thema, dem unterschiedlichem Geschichtsverständnis von Christen und Nicht-Christen. An den Stellen, an denen er die politische Verhältnisse des 4. Jahrhunderts darstellt, bezieht er sich auf Heuß. Vermutlich übernimmt er auch von diesem die Formulierung "spätantike[r] bürokratisierte[r] Zwangsstaat"
 – was zu diesem Zeitpunkt auch Vittinghoff offensichtlich nicht für erklärungsbedürftig hält. Da Heuß offensichtlich mit der "Römischen Geschichte", die erstmals 1960 erschienen war, ein anerkanntes Standardwerk geschaffen hatte, darf man ihn hier zur Kategorie der wissenschaftlichen Autoritäten zählen. Wenn – wie im Falle Vittingshoffs – der Bezug auf ein solches Werk gekennzeichnet ist, kann die Verwendung einer Bezeichnung wie "Zwangsstaat" jederzeit nachvollzogen werden. Denn Vittinghoff übernimmt sie wohl von Heuß, und dieser leitet den Begriff nachvollziehbar von seinen Beobachtungen ab
. Warum seine Interpretation trotzden zu kritisieren ist, wird im Folgenden zu zeigen sein.

Auch Kornemann verfährt wie Heuß bei der Verwendung des Ausdrucks. Zunächst scheint er bei der Darstellung der Hadrianischen Regierung den Begriff als nicht erklärungsbürfig einzusetzen. Bei den Ausführungen über die diokletianischen Reformen aber steht der "Zwangsstaat" am Ende einer nachvollziehbaren Deduktion, so dass die Interpretation von Seiten des Verfassers deutlich wird.
 Das ändert sich bei Franz Georg Maier, der den Begriff übernimmt, aber semantisch erweitert. Ohne Belege statuiert Maier, dass der Staat "grundsätzlich Anspruch auf Reglementierung des gesamten Daseins erhoben habe"
. Es scheint als habe Maier den gängigen Ausdruck unreflektiert übernommen und nach seinen Vorstellungen eingesetzt.

Im Mittelpunkt steht der Begriff dann bei Langhammer und Horstkotte, wenn auch mit gegensätzlichem Ziel. In beiden Fällen ein starker Einfluss von Autoritäten, diesmal der Lehrer, angenommen werden. Bösartig könnte man im Falle Horstkottes meinen, Vittinghoff habe ihn als Späher eingesetzt, um 1978 die Reaktion auf den Versuch der Dekonstruktion der "Zwangsstaat"-These abzuwarten, bis er sich 1982 selbst dazu äußert. Auch Langhammer hat sich, wie erwähnt, auf Anregung von Schubart mit dem Thema beschäftigt. Auch wenn es kaum nachzuweisen ist, so ergibt sich aus der Situation des Auftrags oder der Anregung eine Perspektive. Es ist daher Horstkotte und Langhammer kaum möglich, auf andere Ergebnisse zu kommen als die zu lesenden, denn sie untersuchen ja die Quellen bereits in dieser Hinsicht, Aussagen die gegen oder für einen Zwangsstaat sprechen zu finden. Die Problematik des loci a causa (Dissertation und Habilitationsschrift) ist zugleich ein Frage des Ansatzes, der Methodik (loci a modo). 

1.4 Ansatz und Methodik

Bei Aubin war zuvor erklärt worden, dass es eben nicht der liberale Geist gewesen sein kann, der ihn im spätrömischen Reich einen Zwangsstaat erkennen ließ. Dass Aubin eine negative Bewertung des Imperium Romanum unter Diokletian und seinen Nachfolgern trotzdem unterstützt, ist auf seinen wissenachftlichen Ansatz. Denn Aubin ist Mediävist mit dem Schwerpunkt Frühmittelalter. Zusammen mit Alfons Dopsch vertrat er eine Kontinuität der Kultur von Antike zu Mittelalter. Eine Abwertung der Römer war in seiner Argumentation zugleich eine Aufwertung der Germanen.

Bei Heuß ist der im Ansatz verborgene Konflikt ein anderer. Die Auswahl der Quellen, worauf das nächste Kapitel eingeht, und deren hermeneutische Interpretation müssen zu seinen Ergebnissen führen. Eine Bereitschaft, die Richtigkeit einer veränderten Methodik anzuerkennen, ist Heuß’ Werken aber nicht festzustellen. Liest man Heuß' Vorwort zur "Römischen Geschichte", so ist zu vermuten, dass bei ihm nicht die Einsicht vorherrscht, bei der Bewertung des spätrömisches Reiches als "Zwangsstaat" handele es sich überhaupt um Interpretation. Die Existenz des "Zwangsstaates" ist für den Gelehrten wohl zu überliefernde Geschichte. Denn der Historiker "vermag dabei nicht zu vergessen, daß er nicht nur an die Wahrheit gebunden, sondern die Wahrheit der Geschichte vom einzelnen weniger zu schaffen als hinzunehmen ist."
 Auch wenn Kornemann ein derartige Äußerung nicht vornimmt, dürfte seinem Werk eine ähnliche Attitüde zugrunde liegen, denn seine im Vorwort erläuterte Meinung zur Epocheneinteilung verrät eine ähnliche Vorstellung von historischem Arbeiten. "Die Epochengliederung liegt seit langem fest und wird auch hier in der hergebrachten Weise dargeboten."
 Allerdings widerspricht sich Kornemann hier selbst. Zwar übernimmt er die Epocheneinteilung, aber innerhalb derer setzt er andere Einheiten. Für die Spätantike bevorzugt er nunmal eine völlig andere Lesart als seine Vorgänger und zeitgenössischen Kollegen.
 Dass also prinzipiell die Verschiebung einer im nachhinein festgelegten Einheit sinnvoll sein kann, beweist er hier – aus seiner Sicht – selbst, und eine Epoche ist nichts anderes. Vittinghoff schreibt zwar 1964 auch vom „Zwangsstaat“, aber immerhin betont er eingangs die durch die Bezeichnung ,Spätantike‘ erkennbare Perspektive, „die schon mit der Namensgebung jene Jahrhunderte als Endphase einer Weltepoche begreift“
. Womöglich ist es dieses unterschiedliche Wissenschaftsverständnis, das Heuß und Vittinghoff anders mit der neuen Betrachtung des Themas umgehen lässt. Denn es war bereits im ersten Kapitel festgestellt worden, dass viele der Fakten nicht angezweifelt werden. Eine hermeneutische Interpretation einer Quelle wird meistens anders ausfallen als eine Analyse eben dieser Quelle in einem sozialhistorischen Kontext. Darauf wird im nächsten Abschnitt zurückzukommen sein.

Ein Beispiel für die weitreichenden Folgen des Ansatzes und der Missachtung semantischer Probleme soll wiederum Heuß sein. Als Referenz für die bereits bestehende, über die Grenzen Deutschlands hinaus reichende Idee, die Spätantike sei ein „Zwangsstaat“ gewesen, zitiert Heuß Rostovtzeff. Sicher ist der Beleg nicht falsch gewählt, denn auch in der „Social und Economic History of the Roman Empire“ wird nicht gerade ein positives Bild der Herrschaft Diokletians entworfen. „Rostovtzeff spricht zwar in einem fort von Zwang, aber benutzt dann doch „orientalische Despotie“ als Plakatbegriff.“
 Aber es befände sich ein Satz im Text, welcher dem Terminus „Zwangsstaat“ entspreche: „State meant compulsion.“ So aber steht dieses Zitat bei Rostovtzeff nicht. Vollständig lautet der Satz: „In the mind of Diocletian state meant compulsion.“
 Möglicherweise hätte den Verfasser dieser Formulierung die nicht gekennzeichnete Verkürzung durch Heuß nicht weiter gestört, aus heutiger Sicht aber ist es keineswegs beckmesserisch, auf eine begriffliche Genauigkeit zu bestehen, wie der Historiker urteilt
. Heuß elliptische Variante schafft nämlich Fakten, während der ursprüngliche Satz eine subjektive Wahrnehmung der Situation schildert. Lothar Wickert schreibt in der sprachlich nicht sehr ansprechenden, aber von Rostovtzeff autorisierten  Übersetzung der „Social and Economic History“, 1929 erschienen: „Im Sinne Diokletians war der Staat eine Zwangsanstalt“
. Etwas flüssiger ließe sich formulieren: Einen Staat zu regieren hieß für Diokletian, Zwang auszuüben. Damit wäre noch nichts, und an dieser Stelle ist auch bei Rostovzeff noch nichts darüber gesagt, ob die gesamte Bevölkerung unter Zwang lebte. Eine Deutung im Sinne Maiers oder Langhammers wäre dann nicht möglich, was unterstreicht, welches Ausmaß die Einführung eines Wortes wie „Zwangsstaat“ haben kann. Dass Diokletian und seine Nachfolger zahlreiche Gesetze erlassen haben und somit versuchten, Druck auszuüben - ob aus der noblen Motivation, das Imperium Romanum zu retten oder aus reinem Machtstreben, sei dahingestellt -, kann nicht bestritten werden, wohl aber wie wirkungsvoll diese Maßnahmen waren.

2) Fehlende Neutralität des Objekts – Schwierigkeiten bei der Quellenauswertung 

Bei der Interpretation der spätantiken Quellen handelt es sich häufig um Zirkelschlüsse, wie der Fall Langhammer zeigt. Es wird vorausgesetzt, dass das Imperium Romanum seit Diokletian ein Zwangsstaat war. Daraus wird abgeleitet, dass es sich bei den vom Kaiser eingesetzten Kuratoren um „Reichs- bzw. Staatkommissare“ handelte.
 Die Existenz solcher Ämter aber wird als Argument für den Zwangsstaat angeführt.

Doch selbst wenn man eine Bewertung a priori vermeidet, kann es bei der Quellenuntersuchung zu ähnlichen Urteilen kommen, z.B. wenn man „von weitgehender Objektivität und historischer Glaubwürdigkeit des Werkes“
 von Laktanz ausgeht, der sich über die Politik Diokletians äußert. Doch heute wird eher angenommen, der christliche Historiker habe sich gegen den heidnischen Kaiser in Form von „polemischer Anklage“
 gerichtet. Selbst wenn man Laktanz als Zeuge für einen zunehmend spürbaren Steuerdruck versteht, was Horstkotte durchaus einräumt, müssen seine Klagen nicht Ausdruck eines unerträglichen Zustands sein: „Steuerforderungen waren und sind grundsätzlich unpopulär.“
 Nun wird es auch wenig Unverständnis hervorrufen, der Darstellung einzelner Autoren, als deren Beipsiel hier Laktanz angeführt wurde, mangelnde Objektivität zu unterstellen. Ein anderer Quellentyp aber scheint Sachverhalte abzubilden und ist deshalb viel schwieriger anzuzweifeln: die Rechtsquellen.

So stellt auch Wenger in seiner grundlegenden Darstellung der römischen Rechtsquellen fest, dass Historiker die „Sätze des römischen Rechts als gegebene Größen hinnehmen, praktisch verwerten oder ihren historischen Werdegang beobachten“.
 „Die der römischen Rechtsentwicklung zugrunde liegenden Ideen zu ergründen und dabei auch eine bewertende Tätigkeit zu üben“, sei hingegen Aufgabe der Rechtsphilosophen. Demandt aber wagt es nun, letzteres zu tun, und zwar nicht in einem urteilenden Sinne, sondern er bestreitet die Wirksamkeit der Gesetze im spätantiken Staat:

Die vom Gesetzgeber jeweils angenommenen Mißstände wird man im allgemeinen als historisch betrachten dürfen; ob die erlassenen Maßnahmen hingegen ausgeführt wurden, ist grundsätzlich fragwürdig.

Es ist in erster Linie diese Erkenntnis, die Demandt eine Deutung des spätrömischen Reiches als Zwangsstaat ablehnen und diese als „Wahngebilde von Forschern, die gesetzliche Bestimmungen mit historischen Tatsachen verwechseln“, – leider polemisch - abstempeln lässt. Für Heuß ist dieser Ansatz nicht nachvollziehbar, und so echauffiert er sich auf derselben Ebene über diesen „Erleuchteten“, der annehme, dass „der Codex ein abstrakter Gesetzestext über ein obsoletes Rechtsinstitut wäre“
. Es zeigt sich also, dass auch objektiv wirkende Quellen wie Gesetzestexte nicht die Realität abbilden. Wie im obigen Kapitel angedeutet, muss ein anderer methodologischer Ansatz zu differenten Ergebnissen führen. Werden sozialhistorische Bedingungen betrachtet und die Bedeutung eines Gesetzes in diesen, muss das Resultat anders lauten, als wenn man den Gesetzestext für die sozialhistorische Bedingung hält. Es kann also nicht verwundern, dass insbesondere die Rechtshistoriker Vertreter der Zwangsstaats-These waren.

III.) Überlegungen zu einer Behandlung des Themas in der Oberstufe 

Zuletzt sollen Überlegungen angestellt werden, wie das behandelte Thema in der Schule umgesetzt werden könnte. Möglich ist dies sicher, aber wenig sinnvoll, denn es fehlen die Vorausetzungen: Die Spätantike ist als Unterrichtsinhalt nicht vorgesehen. Zwar ist in der Unterstufe bei der 20-stündigen Unterrichtseinheit „Imperium Romanum“ auch die Auflösung des Reiches Thema, bei den aktuellen Lehrplanentwürfen des Land Hessen für die Oberstufe aber erscheint das spätrömische Reich nicht mehr. Unter der Themeneinheit „Strukturmerkmale traditioneller europäischer Gesellschaften“ und den Kategorien „Welt– und Menschenbild; Herrschaft und ihre Legitimation“ kann das Imperium Romanum in der elften Klasse alternativ zur attischen Polis zwar behandelt werden, aber dabei sollen vor allem die Ausdehnung des Reiches, Urbanisierung und Romanisierung besprochen werden. Zwar wird auch die Verwaltung des römischen Kaiserreiches als „fakultativer Unterrichtsinhalt“ angegeben, aber dass innerhalb der 23 Schulstunden, in denen auch noch Mittelalter und Byzanz auf dem Plan stehen, eine mögliche Veränderung dieser Verwaltung untersucht werden kann, ist unwahrscheinlich. Der Leistungskurs aber, der ab Klasse 12 belegt werden kann, setzt thematisch bei der Französischen Revolution ein, so dass ein Ausflug in die Spätantike in diesem Rahmen auch nicht erfolgsversprechend wäre. So war auch in der Zeitschrift GWU in den vergangenen zehn Jahren die Spätantike nur einmal, in einem Beitrag zur Bedeutung Konstantinopels, Thema. Trotzdem soll nun von dem Idealzustand Zusatzunterricht in der elften Klasse oder Interesse an nicht für die Prüfung vorgesehenen Themen im Leistungskurs ausgegangen werden.

Das erste Kapitel dieser Arbeit, also ein Forschungsüberblick über die Entstehung und Verwendung des Begriffes „Zwangsstaat“, ist m.E. als Unterrichtsinhalt in der Schule nicht sinnvoll. Wenn man trotzdem einen Einblick in die Geschichtswissenschaft geben möchte, so wäre eine allgemeine Darstellung zu empfehlen, die sich der Forschung über die Spätantike grundsätzlich und nicht einer bestimmten Deutung widmet. Beispielsweise könnte als Einstieg das Einleitungskapitel von Demandts „Spätantike“
 gelesen werden, in dem auf engstem Raum die wichtigsten Namen und Werke der historischen Forschung über das späte Imperium Romanum stehen.

Um dieses name-dropping anschaulicher zu gestalten, können natürlich Auszüge aus Werken vorgelesen, ein Foto von Mommsen gezeigt oder Gibbons Bände auf dem Pult gestaplt werden. Allerdings kann es in diesem Zusammenhang keine große Rolle spielen, dass die einzelnen Gelehrten und ihre Arbeiten wahr- und aufgenommen werden, es wird vielmehr zu betonen sein, dass es verschiedene Forschungstraditionen und verschiedene Deutungen der Spätantike im Allgemeinen und einzelner Institutionen, Handlungen etc. im Besonderen gibt.

Auch ohne Bearbeitung des Demandtschen Textes muss diese Erkenntnis das Ziel der Unterrichtseinheit sein: dass der Zwangsstaat eine Interpretation der historischen Situation ist. Von wem und warum diese Auffassung vertreten wird, kann im Einzelnen in der Schule nicht geklärt werden, aber dass Quellen unterschiedlich gelesen und infolgessen verschieden gedeutet werden, kann und muss bereits im Geschichtsunterricht erkannt werden, und dies ist an dem hier behandelten Thema gut zu verdeutlichen.

Damit aber dieses Phänomen entdeckt werden kann, muss der Arbeitsprozess selbst nachvollzogen werden, Schüler müssen also selbst Quellen untersuchen. Das sollte keine neue Erfahrung für sie sein. Gerhard Schoebe kritisierte in GWU sogar, dass die Quelleninterpretation zu viel Raum im Geschichtsunterricht einnähme und somit der Blick auf geschichtliche Zusammenhänge verloren ginge.
 Letzteres wäre natürlich mit dem behandelten Thema nicht zu erreichen, jedoch gehört das Vermitteln der Fähigkeit Quellen zu untersuchen und Interpretationen zu erkennen auch zu den Aufgaben des Geschichtsunterrichts.

Eine textimmanente Interpretation ist bei historischem Arbeiten natürlich nicht möglich, daher muss der Untersuchung eine inhaltlich Einführung vorrausgehen, wie auch die von Joachim Rohleffs zusammengefassten „standardisierten Interpretatinsstrategien“
 zeigen:

· Sich über Urheber und Adressaten, Entstehungszeit und Entstehungsumstände des Textes informieren.

· Sich des übergreifenden historischen Kontexts versichern, in den die Quelle gehört, d.h. deren Vorgeschichte rekapitulieren. 

· Die Textsorte bestimmen und daraus Annahmen über ihren Aussagemodus ableiten.

· Das Wort-, Namens-, Sach- und Sinnverständnis sichern (...).

· Standpunkte und Perspektiven der Texturheber herausarbeiten.

· Ggf. Auslassungen und Lücken ermitteln (...).

· Den Ertrag der Quellen formulieren (...).

· Wenn möglich, nach den historischen Folgen und Kosequenzen fragen, die aus den in den Texten angesprochenen Sachverhalten hervorgingen.
     

Wenn man tatsächlich diese Arbeitsschritte in aller Konsequenz nachvollziehen würde, so müssten sich nach den Ergebnissen des Kapitels II wie von selbst die verschiedenen Deutungen, in diesem Falle also pro und contra Zwangsstaat, ergeben, die dann gegeneinander abgewägt werden könnten. Doch das würde sehr viel Arbeitsaufwand, Vorwissen und Objektivität voraussetzen. Letzteres ist, wie erläutert, ein utopischer Zustand. Das Vorwissen auf inhaltlicher Ebene muss von Seiten des Lehrers geliefert werden. Nachdem die Schüler jahrelangen Umgang mit Quellen (!) erfahren haben, darf die Kenntnis der verschiedenen Gattungen vorrausgesetzt werden. Wenn dem nicht so wäre, müsste auch dieses Thema vorher behandelt werdn. Um den Arbeitsaufwand zu verringern, sollten Hilfestellungen von Seiten des Lehrers geleistet werden. Vorschläge für die inhaltliche Darstellung und die Hilfestellung bei der Quellenuntersuchung sollen nun abschließend genannt werden.

Sehr hilfreich für den Einstieg in das Thema sind die „Studienbücher Geschichte und Kultur der Alten Welt“ vom Akademie-Verlag, da sie neben übersichtlichen Darstellungen auch eine Quellenauswahl zur Verfügung stellen, die einen Lehrervortrag bereichern oder den gelesenen Stoff ergänzen können.
 Ein Themenkomplex mit dem Titel „Die Reformen Diokletians und Konstantins“, der sich am ersten Kapitel von Martin und an den Kapiteln über die beiden Herrscher bei Brandt orientiert
, sollte Grundlage für die geplante Aufgabe sein und möglichst Lehrervortrag und Textstellen aus den erwähnten Darstellungen kombinieren.

Bei der Quellenuntersuchung muss dann der Bilck auf einen sehr kleinen Asuschnitt aus dem spätantiken Staat gerichtet werden, um das oben genannte Ziel zu erreichen. Eine Möglichkeit ist es, auf ein als solches erachtetes Charakteristikum des Zwangsstaates einzugehen.

Die Funktion des curator rei publicae, der bei den Befürwortern der Zwangsstaats-These als Kontrollorgan der staatlichen Verwaltung betrachtet wird, soll hier als Beipsiel dienen. Um den Schülern zu verdeutlichen, dass eine völlige Unvoreingenommenheit bei der Interpretation nicht möglich ist, lenkt der Lehrer ihre Perspektive, indem er vor der Quellenuntersuchung wissenschaftliche Texte lesen lässt. Es könnten – eventuell in Arbeitsgruppen - verschiedene Ausschnittte aus der Sekundärliteratur rezipiert werden, anschließend soll aber von allen Schülern nur eine Quelle untersucht werden. Als Literatur eigneten sich ein Ausschnitt aus der Einführung von Martin, ein ebensolcher aus der Zusammenfassung von Langhammer und ein Abschnitt aus Vittingshoffs Aufsatz von 1982, wobei die Verweise auf andere Arbeiten in letzterem Text getilgt werden müssten.
 Als Quelle könnten verschiedene Tituli aus dem Codex Theodosianus dienen, z.B.

Bei der folgenden Besprechung der Ergebnisse wird, so ist zu hoffen, der Einfluss des vorher gelesenen auf die Interpretation deutlich. Ein Einblick in die Zwangsstaat-Diskussion, für die der Rilinger-Aufsatz Grundlage sein kann, sollte sich noch anschließen, vor allem der Sonderfall des Gesetzes als Quelle besprochen werden. 

Ergebnisse

An der Diskussion, die sich um die Berechtigung des Begriffes „Zwangsstaat“ als Charakterisierung des spätrömischen Reiches drehte, ist deutlich zu sehen, dass historische Forschung auch immer Interpretation ist. Diese Arbeit versuchte nun der Frage nachzugehen, von welchen Faktoren dieses Deuten beeinflusst werden kann und welches die Folgen seien können.

An mehreren Beispielen war nachzuvollziehen, wie die Lebens- und Forschungsbedingungen auf die Perspektive der Gelehrten einwirkten. So bestimmten häufig Lehrer oder Vorbilder, aber auch die politische Situation den Blickwinkel. Ein anderer methdodischer Ansatz konnte auch ein neues Sichtfeld eröffnen. Es zeigte sich desweiteren, wie leicht sich ein Begriff durchsetzten und dabei auch eine semantische Veränderung erfahren kann.

Dieses Phänomen kann und sollte vermieden werden, indem man nicht ungeprüft Termini übernimmt. Die Interpretation beim historischen Forschen aber ist nicht vermeidbar. Ihr Bestehen schafft nicht nur die Berechtigung des wissenschaftlichen Arbeitens, sie ist schlicht Folge der Funktionen des menschlichen Gehirns. Wichtig aber ist, dass man sich der Deutung bewusst ist und insofern ist eine Behandlung des Themas in der Schule auch angebracht, da das kritische Bewusstsein, so zumindest die Lehrpläne, ja früh gefördert werden soll.

Mit Demandt, Rilinger und Brandt hat sich die jüngere Gelehrtengeneration gegen den Begriff „Zwangsstaat“ entschieden, und sie hat und wird diese Kritik an der bisherigen Forschung an ihre Schüler weitergeben. Dennoch wird der Begriff und somit die Idee wahrscheinlich noch lange in der Literatur oder zumindest in den Köpfen präsent bleiben.

Die Heußsche „Römische Geschichte“ hat immer noch ihren berechtigten Stellenwert. So wird sie z.B. in Bringmanns Einführung an erster Stelle bei der weiterführenden Literatur genannt. Hier wird aber, wie erläutert, der Zwangsstaats-Begriff manifestiert, und Bleicken wagt es nicht im Forschungsteil, der 1998 bei der Neuauflage angefügt wurde, dem zu widersprechen. Möglicherweise aus eigener Überzeugung oder aus Verbeugung vor seinem zu diesem Zeitpunkt bereits verstorbenen Lehrer Alfred Heuß schreibt er diplomatisch: „Darüber hinaus ist, allerdings nicht unwidersprochen, auch versucht worden, den besonderen Charakter des spätantiken Staates als ,Zwangsstaat‘ zu bestreiten.“

Eine anderer prominenter Kenner des Altertums, Manfred Fuhrmann, urteilt ebenfalls im Sinne Heuß̉ : „dieses wenig sympathische Gebilde pflegt in der modernen Geschichtswissenschaft mit Recht als <Zwangsstaat> charakterisiert zu werden, (die Kritik, die sich unlängst dagegen erhoben hat, war offensichtlich nicht hinlänglich fundiert)“.
 Bis es den jüngeren althistorischen Forschern gelingt, dieses Etikett von der Spätantike endgültig zu lösen, wird wohl noch eine Zeit vergehen. Schließlich ist auch der Begriff „Dominat“, der - wie bereits erwähnt - in der althistorischen Forschung nicht mehr befürwortet wird, gerade in populäreren Werken immer noch präsent.
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